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Der Basler Grosse Rat ist oft nur Kopfnicker 
Eine Studie einer studentischen Forschungsgruppe um den 
Soziologieprofessor und früheren Grossrat Ueli Mäder sieht die Gründe für 
die zahlreichen Austritte aus dem Grossen Rat in den veränderten 
beruflichen Anforderungen und der hohen Arbeitsbelastung und den daraus 
erwachsenden Prioritätskonflikten zwischen Familie, Arbeit und politischer 

Tätigkeit, jedoch nicht im eigentlichen Parlamentsbetrieb und den angebotenen Dienstleistungen. 
 
Doch liesse sich auch der Parlamentsbetrieb verbessern, so dass ein Grossratsmandat wieder 
attraktiver würde. Folgende Mängel des Parlamentsbetriebs sind offensichtlich: Der Grosse Rat wird 
mit Detailproblemen überschwemmt, von den strategischen Entscheiden ist er aber oft 
ausgeschlossen; die Traktandenlisten sind ein thematisches Chaos und allzuoft beschränkt sich die 
Arbeit aufs Kopfnicken. 
 
Im Lichte dieser Situation ist es nicht erstaunlich, dass sich viele Grossratsmitglieder die Frage 
stellen, ob ihr grosser persönlicher Einsatz sinnvoll ist. Zudem sieht die Privatwirtschaft wenig 
Anlass, ihre Mitarbeiter für eine derartige Arbeit freizustellen. Und schliesslich werden sich die 
Fähigsten für ein derartiges Amt nur selten zur Verfügung stellen. Um in dieser Situation Abhilfe zu 
schaffen, muss sich der Grosse Rat auf strategische Entscheide konzentrieren: 
 
1. Ein strategischer Entscheid ist zum Beispiel ein Entscheid über die 
Bevölkerungszusammensetzung unseres Kantons. Das wichtigste Instrument dazu ist der 
Zonenplan. Damit wird letztlich festgelegt, welche Menschen in unserem Kanton wohnen und was 
sie arbeiten. So ziehen unterschiedliche Zonenvorschriften unterschiedliche Menschen an, wie sich 
an den Unterschieden in der Zusammensetzung der Bevölkerung zwischen dem dicht besiedelten 
Kleinbasel und dem weniger dicht besiedelten Bruderholz erhellt. 
 
2. Ein strategischer Entscheid ist die Einführung eines Studium generale an der Universität. Damit 
würde die Universität wieder zur Universität, an der eine Übersicht über die methodischen und 
inhaltlichen Grundlagen der wichtigsten unversitären Disziplinen gegeben wird, so dass nicht 
vorwiegend auswendig gelernt werden muss, sondern wieder studiert werden kann. Auf diese 
Weise lassen sich auch Persönlichkeiten ausbilden, die unsere politischen, wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Organisationen mit dem nötigen Überblick führen können. 
 
Um diese Fähigkeit des Grossen Rates, strategisch zu führen, sicherzustellen, braucht es selbst 
einen strategischen Entscheid, nämlich eine Reform unserer Staatsleitung. Die Staatsleitung muss 
so systematisch und einfach organisiert sein, dass überhaupt strategische Entscheide möglich sind. 
 
Dies bedeutet, dass der Grosse Rat unseren Kanton neben der Gesetzgebung im Wesentlichen über 
ein Legislatur- und ein Jahresprogramm steuern sollte. Grundlagen dieser Programme sind 
Instrumente des New Public Management (NPM) wie Produkte und Leistungsaufträge, die die Sach- 
und Finanzebene zusammenführen und wirkungsorientiert mit entsprechenden Messgrössen 
ausgestaltet sind. 
 
Der Regierungsrat muss sich von der Departementsführung lösen und sich als Kollegium auf die 
Regierungsgeschäfte konzentrieren. Die jetzige Lösung mit einem Regierungspräsidenten ist 
ungenügend, da ihm kein Weisungsrecht gegenüber den anderen Departementsvorstehern 



zukommt. So fehlt es faktisch an einer Regierung: Im Effekt werden vorwiegend Departemente 
verwaltet. 
 
Der Staat muss schliesslich verstehen, dass er in einer umfassenden Verantwortung steht. Ihm 
kommt die Funktion einer Rückversicherung zu, wie die jetzige Wirtschaftskrise dramatisch zeigt. 
Das heisst nicht, dass der Staat alles selbst tun muss, aber er muss an alles denken. 
 
Wie diese Staatsleitungsreform im einzelnen aussehen könnte, habe ich im Jahr 2000 im Buch "Ein 
Staatsleitungsmodell" auf den Seiten 70 ff. dargestellt. Sie finden diese Schrift auf der Homepage 
der Basler Gesellschaft Au Bon Sens (www.aubonsens.ch) unter der Rubrik Schriften. 
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 Leserbrief-Regeln 
Luc Saner, Luc Saner (Jahrgang 1956), ist promovierter Jurist und Advokat. Er gehörte von 1992 
bis 2005 als Mitglied der FDP-Fraktion dem Basler Grossen Rat an. Er initiierte in Basel eine 
Staatsleitungsreform auf der Basis des New Public Management. 
 
luc.saner@gmx.net 
 
(Die Kolumnisten sind in ihrer Meinung frei; 
sie braucht sich nicht mit jener der Redaktion zu decken.)  

 


